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Bebauungsplan „Naulott-Guckinsland“ V. Änderung
im Stadtbezirk Nr. 24b und Ortbezirk Hambach
Sitzungsvorlage über die Abwägung der im Rahmen der Öffentlichen Auslegung
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie im Rahmen der Beteiligung der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen
Stellungnahmen

Seitens der Öffentlichkeit wurde im Rahmen der Öffentlichen Auslegung vom
 DITIB Islamische Gemeinde zu Neustadt an der Weinstraße e.V.

Schreiben vom 11.04.2016

eine Stellungnahme mit Anregungen abgegeben.

Folgende Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange haben im Rahmen der o. g. Beteili-
gung eine Stellungnahme abgegeben:

mit Anregungen
1. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr – Referat

Infra I 3 (Bonn)
Schreiben vom 15.04.2016

2. Creos Deutschland GmbH, Saarbrücken
Schreiben vom 07.04.2016

3. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien GmbH - Niederlassung Frankfurt am Main
Schreiben vom 18.04.2016

4. Deutsche Telekom Technik GmbH, NL Südwest, PTI 11, Kaiserslautern
Schreiben vom 04.04.2016

5. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Mainz
Schreiben vom 27.04.2016

6. Landesbetrieb Mobilität, Speyer (LBM)
Schreiben vom 25.04.2016

7. Vermessungs- und Katasteramt Rheinpfalz, Landau
Schreiben vom 29.03.2016

8. Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasser- Abfallwirtschaft und
Bodenschutz
Schreiben vom 28.04.2016

ohne Anregungen
 Amprion GmbH, Betrieb / Projektierung, Dortmund

E-Mail vom 31.03.2016
 Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum Rheinpfalz, Neustadt an der Weinstraße

Schreiben vom 31.03.2016
 Forstamt Haardt

E-Mail vom 01.04.2016
 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz

E-Mail vom 18.04.2016
 INEXIO Informationstechnologie und Telekommunikation, Saarlouis

E-Mail vom 30.03.2016
 Kreisverwaltung Bad Dürkheim, Abteilung Gesundheitsamt (Neustadt an der Weinstraße)

Schreiben vom 30.03.2016
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 Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Neustadt
Schreiben vom 01.04.2016

 Verkehrsverbund Rhein-Neckar, Mannheim
E-Mail vom 11.04.2016

 Vodafone, Kabel Deutschland GmbH, Trier
E-Mail vom 25.04.2016

Folgende beteiligte Behörden und Träger öffentlicher Belange haben keine
Stellungnahme im Rahmen der o. g. Beteiligung abgegeben:

 Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Außenstelle Schulaufsicht
 Behindertenvertretung der Stadt Neustadt an der Weinstraße
 Deutscher Wetterdienst, Essen
 Eisenbahn-Bundesamt, Frankfurt am Main
 ESN, Kaufmännische Abteilung
 ESN, Technik
 Finanzamt, Einheitswertstelle, Neustadt an der Weinstraße
 Finanzamt, Bewertungsstelle, Neustadt an der Weinstraße
 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Speyer
 Gewässerzweckverband Rehbach-Speyerbach, Ludwigshafen
 Handwerkskammer der Pfalz, Kaiserslautern
 Industrie- und Handelskammer für die Pfalz, Abt. Raumordnung, Ludwigshafen
 Katholischer Pfarrverband, Neustadt an der Weinstraße
 Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung, Landau
 Pfalzwerke AG Netzservice Regionalnetz, Ludwigshafen
 Polizeipräsidium Rheinpfalz, Neustadt an der Weinstraße
 Protestantisches Verwaltungsamt, Neustadt an der Weinstraße
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Bauordnung, Brandschutzdienststelle (230)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Bauordnung, Untere

Denkmalschutzbehörde (230)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Behinderte, Senioren und Betreuung (420)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, FB. Familie, Jugend und Soziales (400)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Gebäudemanagement (150)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Grünflächen (250)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Hauptabteilung, SG Feuer- und Zivilschutz
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Landwirtschaft und Umwelt,

Untere Naturschutzbehörde (330)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Landwirtschaft und Umwelt,

Untere Landwirtschaftsbehörde (330)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Landwirtschaft und Umwelt,

Untere Wasserbehörde (330)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Landwirtschaft und Umwelt,

Untere Bodenschutzbehörde (330)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Liegenschaften und Bauverwaltung,

SG Liegenschaften (211)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Liegenschaften und Bauverwaltung,

SG Bauverwaltung (212)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Schule und Sport (540)
 Stadtverwaltung Neustadt an der Weinstraße, Abt. Tiefbau (240)
 Stadtwerke Neustadt an der Weinstraße GmbH
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 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Gewerbeaufsicht
 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Naturschutz
 Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Raumordnung, Landesplanung
 Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim
 Vermessungs- und Katasteramt Rheinpfalz, Gutachterausschuss
 WEG, Wirtschaftsförderung
 Wohnungsbaugesellschaft mbH, Neustadt an der Weinstraße
 Zweckverband Schienenpersonennahverkehr, Kaiserslautern
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Im Rahmen der Beteiligungs-Verfahren gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB sind folgende Anregungen von Seiten der Öffentlichkeit sowie der
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange eingegangen:

Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit Kommentierung Beschlussvorschlag
1. Öffentlichkeit
[…] Zu 1)

Widersprüche und Einwendungen, die sich
gegen Anlagen richten, welche ggf. den
Festsetzungen des rechtswirksamen
Bebauungsplans „Naulott-Guckinsland“ mit
den Textlichen Festsetzungen der II.
Änderung nicht entsprechen, sind nicht
Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens
„Naulott-Guckinsland“ V. Änderung. Die
diesbezüglich in der Stellungnahme
vorgebrachten Anregungen und
Widersprüche werden außerhalb des
Bebauungsplanverfahrens von der
zuständigen Fachabteilung behandelt. Ggf.
erteilte Auskünfte der Verwaltung zum
Bebauungsplan „Naulott-Guckinsland“ mit
den Textlichen Festsetzungen der II.
Änderung oder zur grundsätzlichen
Höhenbegrenzung von Einfriedungen in
Gewerbegebieten im Sinne der
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz sind
ebenfalls nicht Gegenstand des
Bebauungsplanverfahrens.
Es bestehen keine Erkenntnisse für mögliche
Beeinträchtigungen der Tragfähigkeit des an
das Plangebiet grenzenden Geländes.
Die vorgenommene Aufschüttung im
Plangebiet bedurfte als genehmigungsfreies
Vorhaben gem. § 62 LBauO keiner
Genehmigung. Sie widerspricht weder dem
Bebauungsplan „Naulott-Guckinsland“ mit
den Textlichen Festsetzungen der II.
Änderung noch den Festsetzungen des
Bebauungsplan-Entwurfs „Naulott-

Der Stellungnahme wird
nicht gefolgt. Änderungen
der Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich.
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Guckinsland“ V. Änderung.

Derzeit sind im Plangebiet keine Anlagen
vorhanden, welche den Festsetzungen des
Bebauungsplan-Entwurfs „Naulott-
Guckinsland“ V. Änderung entgegenstehen
oder deren Umsetzung wesentlich
erschweren. Die im Bebauungsplan-Entwurf
„Naulott-Guckinsland“ V. Änderung
festgesetzte maximale Höhe von
Einfriedungen entlang der
Grundstücksgrenzen zwischen den
Baugrundstücken wird genauso wie deren
Beschaffenheit als
gewerbegebietsverträglich erachtet. Dies gilt
auch unter Berücksichtigung der im
Plangebiet sowie im Umfeld zulässigen
Nutzungen, welche kein Gewerbe darstellen.
Eine wesentliche Verschlechterung der
Belichtungsverhältnisse ist durch die
Ausnutzung der maximalen Höhe von
Einfriedungen nicht zu befürchten. Gleiches
gilt für die Besonnung und Belüftung
angrenzender Flächen. Gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse bleiben nach wie vor
gewährleistet. Einfriedungen, welche die im
Bebauungsplan-Entwurf festgesetzte Höhe
einhalten, fügen sich folglich in die
Planungsziele der Bebauungsplan-Änderung
ein. Diese Einfriedungen werden nicht als zu
massiv erachtet. Das Plangebiet grenzt im
Westen, Süden und Osten an öffentliche
Verkehrsflächen. In diesen Bereichen,
welche den Großteil der Außengrenzen des
Plangebiets darstellen, dürfen geschlossene
(Teile von) Einfriedungen eine Höhe von
139,50 m ü. NN nicht überschreiten.
Hierdurch wird eine von Einfriedungen
ausgehende städtebaulich massive
Außenwirkung vermieden und gewährleistet,
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dass nicht nur das Plangebiet selbst,
sondern die gesamten
Gewerbegebietsflächen als ein
zusammengehöriges Areal wahrgenommen
werden können. Im Übrigen sind
Einfriedungen auch bis zu einer Höhe von
140,50 m ü. NN zulässig, d.h. zwischen den
Baugrundstücken. Die Änderung der
Festsetzungen bzgl. der Höhe und
Beschaffenheit von Einfriedungen im
Vergleich zum Bebauungsplan „Naulott-
Guckinsland“ mit den Festsetzungen der II.
Änderung wird als umfeldverträglich erachtet.
Sie lässt, auch im Vergleich zu den zuvor
getroffenen Festsetzungen, keine
wesentlichen Beeinträchtigungen des
Umfelds zu. Ein Widerspruch zwischen den
Festsetzungen des Bauungsplan-Entwurfs
und der Landesbauordnung ist nicht
erkennbar. Im Bebauungsplan können gem.
§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO von den übrigen
bauordnungsrechtlichen Festlegungen
abweichende Festsetzungen getroffen
werden. Sofern im Bebauungsplan nicht
geregelt, sieht die Landesbauordnung
grundsätzlich keine Höhenbegrenzung von
Einfriedungen in Gewerbegebieten vor (vgl.
§ 8 Abs. 8 LBauO). Durch den
Bebauungsplan „Naulott-Guckinsland“ mit
den Festsetzungen der II. Änderung wurden
hiervon bereits abweichende Regelungen
getroffenen. Diese wurden im
Bebauungsplan-Entwurf „Naulott-
Guckinsland“ V. aus heutigen
Gesichtspunkten angepasst. Als Gründe
hierfür sind insbesondere das
unterschiedliche Geländeniveau im
Plangebiet und dessen Umfeld sowie der
Bezug der ehemaligen Höhenfestsetzung auf
die mittlere natürliche Geländeoberfläche zu
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[…]

In der Stellungnahme wird unter 2) auf einen Passus des Schreibens vom 16.11.2015

nennen. Ein Höhenbezug auf Normal Null ist
eindeutig und nachvollziehbarer. Die
festgesetzte Maximalhöhe von Einfriedungen
stellt aus Sicht des Plangebers ein
adäquates und verträgliches Maß dar.
Eine wesentliche Eingrenzung weiterer
Vorhaben des Stellungnehmenden ist
aufgrund der Festsetzungen des
Bebauungsplan-Entwurfs nicht ersichtlich.
Bereits bei Aufstellung des
Urbebauungsplans und auch zum Zeitpunkt
der Errichtung des Kulturzentrums war
offenkundig, dass aufgrund der
unterschiedlichen Geländeniveaus und
Bezugspunkte unterschiedlich hohe bauliche
Anlagen über Normal Null entstehen können.
Eine Ungleichbehandlung ist durch die
Änderung des Bebauungsplans,
insbesondere durch die Festsetzungen zu
Einfriedungen, nicht erkennbar.
Folglich werden alle wesentlichen
öffentlichen und privaten Belange in Bezug
auf die Festsetzungen zu Einfriedungen als
hinreichend berücksichtigt erachtet.

Zu 2)
Eine zusätzliche Zu- und Abfahrt soll die
entstehenden Verkehre entzerren und
mögliche negative Auswirkungen auf den
Bereich der Bundesstraße und der
Europastraße verteilen. Insbesondere
Anlieferungsvorgänge für im Plangebiet
zulässige Nutzungen können so unmittelbar
von der Bundesstraße aus erfolgen.
Das Flurstück 3700/11 liegt nicht im
Geltungsbereich der Bebauungsplan-
Änderung. Es ist über die nördliche
Europastraße erschlossen und verfügt
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verwiesen. Dieser Passus wird nachfolgend zitiert:

„Ziffer 6.1.2 der Textfestsetzungen besagt, dass von der B 39 (Landauer Straße) keinerlei
Grundstückszufahrten zulässig sind. Als Sondernutzung gemäß § 8 BfStrG gestattete
Zufahrten von der B 39 sind zu beseitigen, sobald eine gesicherte Erschließungsfläche
gegeben ist.
Steht daher die berechtigte Frage im Raum, weshalb die als Bestandschutz genießende
Zu- und Abfahrt zum Grundstück Lindner (Dr. Serr) Flurstücknr. 3700/11 von und zu der B
39 beseitigt werden und BMW-CUNTZ KG eine eigene privilegierte Zu- und Abfahrt zur B
39 an unübersichtlicher und stark frequentierter Stelle (Ampelkreuzung
Dr.Siebenpfeifferstraße/Landauerstraße (B39) gestattet werden soll.
Diese Regelung kann nicht genehmigungsfähig sein.

Aufgrund der Nähe zur Autobahn liegt auch bereits eine erhöhte Luftschadstoffbelastung
vor. Durch die geplante Zu- und Abfahrt und der Herstellung von 200 Pkw-Stellplätzen ist
mit einer zusätzlichen Grundbelastung zu rechnen, was sich negativ auf unser Eigentum
auswirkt.

Hinsichtlich des Immissionsschutzes ist das Vorhabensgebiet auch aufgrund der
räumlichen Nähe zur Autobahn als durch Lärm vorbelastet einzustufen. Es wird davon
ausgegangen, dass die Werte der DIN 18 005 im Plangebiet überschritten werden. Es ist
ein entsprechendes schalltechnisches Gutachten zu erstellen, aus welchem dann die
Lärmschutzmaßnahmen abzuleiten sind (z.B. Anforderung an Fassade und Fenster).
Insofern wird auf Ziffer 6.4.8 der Textfestsetzungen über Maßnahmen zu Schutz, zu Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)
hingewiesen. Dies kann nicht unberücksichtigt bleiben.

Die Zu- und Abfahrten zum und vom streitgegenständlichen Grundstück können über die
Europastraße erfolgen, welche sehr großzügig hergestellt wurde.
Gegen die bereits hergestellte Rohtrasse legen wir hiermit Widerspruch ein - die
Herstellung verstößt gegen öffentlich-rechtliche Vorschriften und gegen die Vorgaben des
rechtsverbindlichen Bebauungsplan „Naulott·Guckinsland" II. Änderung welcher eine
solche Zu- und Abfahrt nicht vorsieht-. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan besitzt noch
keine Rechtskraft.“

zudem über die Bundesstraße über eine
weitere verkehrliche
Erschließungsmöglichkeit inklusive
Linksabbiegespur von Norden. Ein Rückbau
dieser Zu- und Abfahrt ist derzeit nicht
vorgesehen. Gleichwohl liegt die Erlaubnis
zur Nutzung der Zu- und Abfahrt in der
Zuständigkeit des Trägers der
Straßenbaulast.
Die innerhalb des Plangebiets zulässige Zu-
und Abfahrt steht unter dem
Genehmigungsvorbehalt des Trägers der
Straßenbaulast. Vor Erteilung einer
Sondernutzungserlaubnis erfolgt durch
diesen eine Prüfung der
Genehmigungsunterlagen. Es wird ggf. durch
entsprechende Auflagen (z.B. kein
Linksabbiegen zulässig) sichergestellt, dass
keine wesentlichen Beeinträchtigungen der
Verkehre der Bundesstraße entstehen.
Planbedingtes Überschreiten von
maßgeblichen Immissionsgrenzwerten oder
das Heranschreiten an diese im Plangebiet
oder dessen Umfeld ist in Bezug auf
Luftschadstoffe durch die Festsetzungen des
Bebauungsplan-Entwurfs nicht zu erwarten.
Gleichwohl kann deren Einhaltung im
Baugenehmigungsverfahren oder bei
entsprechenden Voraussetzungen auch
während der Ausübung von Nutzungen im
Plangebiet, z.B. durch entsprechende
Auflagen, sichergestellt werden. Wesentliche
Beeinträchtigungen sind folglich im Umfeld
des Plangebiets nicht zu befürchten.
Der Bebauungsplan-Entwurf enthält eine
Schalltechnische Untersuchung, in welcher
die Untersuchung der verkehrs- und
gewerbelärmtechnischen Auswirkungen der
Planung dokumentiert ist. Auf Grundlage des
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Gutachtens wurden im Bebauungsplan-
Entwurf Festsetzungen zum Schallschutz
getroffen. Diese Festsetzungen werden als
hinreichend erachtet, um den öffentlichen
und privaten Belangen in der Bauleitplanung
Rechnung zu tragen. Sie wurden getroffen,
um Nutzungen im Plangebiet
gewerbegebietstypisch ausüben zu können,
jedoch gleichsam in umfeldverträglichem
Maße zu bleiben. Folglich wird nicht von der
Möglichkeit Gebrauch gemacht, mittels
stringenterer Festsetzungen zum Thema
Geräusche geringere Richtwerte
vorzuschreiben.
Die Anbindung des Plangebiets an die
Bundesstraße ist derzeit nur im Rahmen der
bestehenden rechtlichen Voraussetzungen
möglich, welche seit Längerem unverändert
gelten. Auf den Grundstücken durchgeführte
Erdarbeiten haben hierauf keinen Einfluss
und sind nicht Gegenstand des
Bebauungsplanverfahrens.
Auf das Beibehalten des öffentlichen Wegs
im Bereich des Flurstücks 384/24 soll zu
Gunsten der Erweiterung der
Gewerbegebietsflächen verzichtet werden.
Zukünftig soll die Fläche entsprechend der
Festsetzungen des Bebauungsplans und
unter Berücksichtigung anderer
maßgeblicher Vorschriften (z.B. des
Bundesfernstraßengesetzes) nutzbar sein.
Folglich wird die Zweckbestimmung der
Fläche durch die Änderung des
Bebauungsplans entsprechend angepasst.
Dies dient der Erreichung der Planungsziele
des Bebauungsplans „Naulott-Guckinsland“
V. Änderung.
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Zu 3)
Durch die Festsetzungen zu Werbeanlagen
hat die Stadt Neustadt an  der Weinstraße
ihren Planungswillen dokumentiert,
Werbeanlagen entlang der Landauer Straße
in dem gem. § 9 Abs. 1
Bundesfernstraßengesetz grundsätzlich
anbaufreien Teil der Bundesstraße
zuzulassen. Die Festsetzung wurde
getroffen, um ein adäquates Bewerben von
Betrieben im Plangebiet zu ermöglichen. In
dem Abschnitt der Bundesstraße  nördlich
des Bebauungsplan-Geltungsbereichs
befinden sich derzeit bereits Werbeanalgen
und bauliche Anlagen. Daher wird die
Festsetzung, auch im Plangebiet selbst
Werbeanlagen, Stellplätze und
Nebenanlagen in einem 20 m- Streifen
entlang der Bundesstraße zuzulassen, als
vertretbar erachtet.
Gleichwohl steht die Genehmigung von
hochbaulichen Anlagen in einem Abstand
von 20 m bzw. 40 m entlang der
Bundesstraße unter dem Vorbehalt der
Zustimmung des Trägers der
Straßenbaulast.
Ein für die Inhalte des Bebauungsplans
relevanter Zusammenhang zwischen der
Nutzung der Flächen entlang der
Bundesstraße im Bereich des Geländes
Landauer Straße 137 (Autohaus) und den
Festsetzungen des Bebauungsplan-Entwurfs
ist nicht erkennbar. Das Gebiet liegt nicht
innerhalb des Geltungsbereichs des
Bebauungsplans. Der im Plangebiet
bestehende landwirtschaftliche Weg soll
aufgrund weitestgehender Funktionslosigkeit
zu Gunsten der Gewerbegebietsentwicklung
aufgegeben werden. Eine adäquate Fuß-
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und Radwegeverbindung soll an anderer
Stelle realisiert werden. Folglich ist nicht zu
befürchten, dass sich Fußgänger in
gefährlichen Bereichen entlang der
Bundesstraße aufhalten.
Sollten bauliche Anlagen innerhalb des 20
m- Streifens der Bundesstraße genehmigt
werden, wird dafür Sorge getragen, dass
negative Beeinträchtigungen durch deren
Errichtung und Betrieb vermieden werden.

Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

1. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr – Referat Infra I 3 (Bonn)
(Schreiben vom 15.04.2016)

[…] Durch das Vorhaben werden Belange der Bundeswehr berührt.
Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich der militärischen Flugsicherung des
NATO-Flugplatzes Ramstein.
Nach Auswertung der in Bezug übersandten Unterlagen bestehen gegen das Vorhaben bei
Einhaltung der beantragten Parameter seitens der Bundeswehr keine Bedenken.
Höhe baulicher Anlagen max. 149 m ü. NN.
Sollte im weiteren Verfahren diese Höhe nicht überschritten werden, so ist eine erneute
Beteiligung nicht erforderlich. […]

Im Bebauungsplan-Entwurf ist eine
maximale Firsthöhe von 149,00 m ü. NN
festgesetzt. Hiervon ist eine Über-
schreitung durch untergeordnete Bauteile
um jeweils maximal 2,50 m auf 15 % der
Dachfläche zulässig. In Bezug auf die
Gebäudehöhe wird die in der
Stellungnahme genannte Maximalhöhe
eingehalten.

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.
Änderungen der
Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich.
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Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

2. Creos Deutschland GmbH, Saarbrücken
(Schreiben vom 07.04.2016)

[…] Der Leitungsverlauf ist gem. der von der
Creos Deutschland GmbH zur Verfügung
gestellten Informationen bereits gem. § 9
Abs. 1 Nr. 13 BauGB in der Planzeichnung
des Bebauungsplans genauso eingetragen
als eine 8 m breite mit Geh- Fahr- und
Leistungsrechten zu belastende Fläche
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB. Diese
Fläche befindet sich außerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen.
Gleichwohl sind dort Stellplätze und
Nebenanlagen allgemein bzw.
ausnahmsweise zulässig. Sollten in diesen
Bereichen bauliche oder planerische
Veränderungen vorgenommen werden,
erfolgt eine Abstimmung mit der Creos
Deutschland GmbH. Ein entsprechender
Hinweis wird in den Bebauungsplan
aufgenommen.

Eine Umlegung ist im Geltungsbereich des
Bebauungsplans nicht vorgesehen und
nicht erforderlich. Sollten im Plangebiet
Grundstücke veräußert werden, kann die
mögliche Eintragung von Dienstbarkeiten
jedoch geprüft werden.

Bzgl. der „Anweisungen zum Schutz von
Gashochdruckleitungen“ wird ein Hinweis
in den Bebauungsplan übernommen. Die
Anweisungen finden in auf Grundlage des
Bebauungsplans möglichen
Baugenehmigungsverfahren Beachtung.

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.
Änderungen der
Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich. Ein
entsprechender Hinweis wird
in den Bebauungsplan
übernommen.
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[…]

Die der Stellungnahme beigefügte Leitungsauskunft und die genannte „Anweisung zum
Schutz Gashochdruckleitungen“ sind als Anlagen beigefügt.
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Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

3. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien GmbH NL Frankfurt am Main
(Schreiben vom 18.04.2016)

[…]

[…]

Für den Bebauungsplan wurde bereits eine
schalltechnische Untersuchung
durchgeführt, welche Teil dessen Anlagen
ist. Darin wurden u.a. mögliche
Auswirkungen durch den Verkehrslärm
dokumentiert. Insbesondere aufgrund der
Entfernung der Bahnanlagen zum
Plangebiet und deren vergleichsweise
geringer Frequentierung sind keine
wesentlichen Beeinträchtigungen durch
den Betrieb der Bahnanlagen im
Geltungsbereich des Bebauungsplans zu
befürchten. Darüber hinaus konnten keine
von den Bahnanlagen ausgehenden
Emissionen identifiziert werden, welche
weiteren Untersuchungsbedarf erfordern.

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.
Änderungen der
Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich.
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Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

4. Deutsche Telekom Technik GmbH, NL Südwest, Kaiserslautern
(Schreiben vom 04.04.2016)

[…]

[…]
Die der Stellungnahme beigefügte Leitungsauskunft ist der Anlage beigefügt.

Die im Geltungsbereich der Änderung
bestehenden Telekommunikationslinien der
Telekom sind dem Planungsträger sowie
dem Erschließungsträger bekannt und
werden bei der Realisierung von Bauvor-
haben beachtet. Der Planungsträger nimmt
die übrigen Hinweise zur Beachtung der
Anlagen bei der Bauausführung etc. zur
Kenntnis.

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.
Änderungen der
Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich.
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Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

5. Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Mainz
(Schreiben vom 27.04.2016)

[…] Zu Bergbau/ Altbergbau:
Im Zuge der Bauausführung finden alle
relevanten Regelwerke Beachtung. Ggf.
erfolgt eine Kontaktaufnahme mit den
zuständigen Stellen.

Zu Boden/ Baugrund:
Bei Eingriffen in den Boden werden alle
einschlägigen Regelwerke beachtet und ggf.
Untersuchungen des Baugrunds
vorgenommen.

Zu Radonprognose:
Der im Bebauungsplan bereits enthaltene
Hinweis bzgl. des Radonpotentials wird
entsprechend der zusätzlichen Hinweise des
Landesamts für Geologie und Bergbau
angepasst.

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.
Änderungen der
Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich. Der
entsprechende Hinweis im
Bebauungsplan wird
angepasst.
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[…]
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Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

6. Landesbetrieb Mobilität, Speyer (LBM)
(Schreiben vom 25.04.2016)

Zu 1. – 6., 9., 10.:
Die in der Stellungnahme aufgeführten
Hinweise werden bei Planung und
Realisierung von Vorhaben auf Grundlage
der Festsetzungen des Bebauungsplans
beachtet. Dies betrifft insbesondere die aus
den einschlägigen Regelwerken, Richtlinien
usw. ergehenden Erfordernisse.

Zu 7.:
Ein Hinweis zur Freihaltung der
Sichtbereiche gem. RAL 2012 ist bereits in
den Hinweisen zum Bebauungsplan
enthalten.

Zu 8.: Die genannte Einmündung liegt
außerhalb des Geltungsbereichs der
Bebauungsplan-Änderung. Gleichwohl ist ein
Zu- und Abfahren an dieser Stelle nicht
zulässig und zudem seitens der Stadt
Neustadt an der Weinstraße nicht
gewünscht. Der Einmündungsbereich
befindet sich im Eigentum des Bundes.
Etwaige Maßnahmen sind daher vom Träger
der Straßenbaulast zu realisieren.

Zu 11.: Eine Beeinträchtigung der
Entwässerung der Bundesstraße ist auf
Grundlage der Bebauungsplan-Änderung
nicht zu befürchten. Sofern bauliche
Veränderungen im Bereich der Gräben
vorgenommen werden, kann sichergestellt
werden, dass deren Zustand und Funktion
erhalten bleibt oder gleichwertig wieder
hergestellt wird. Dies betrifft insbesondere

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen. Die
Festsetzungen des
Bebauungsplans werden
entsprechend der
Kommentierung konkretisiert
und die Hinweise zum
Bebauungsplan ergänzt.
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Maßnahmen im Zuge der Realisierung einer
Zu- und Abfahrt in dem dafür als zulässig
festgesetzten Bereich.

Zu 12.:
In den Bebauungsplan werden entsprechend
der Stellungnahme Hinweise aufgenommen.

Zu 13.:
Ein entsprechender Hinweis ist bereits im
Bebauungsplan-Entwurf enthalten.

Zu 14. und 15.:
Die Regelungen des
Bundesfernstraßengesetzes, insbesondere
die darin enthaltenen, in bestimmten
Abständen zur Bundesstraße geltenden
Einschränkungen und Vorbehalte bzgl. der
Realisierung baulicher Anlagen, sind dem
Planungsträger bekannt. Diese sind zu
beachten. Die Festsetzungen des
Bebauungsplans bilden zunächst die
bauplanungsrechtliche Grundlage zur
Genehmigung von Vorhaben und Anlagen in
diesen Bereichen im Rahmen der im
Bebauungsplan getroffenen Regelungen,
immer unter dem Vorbehalt sonstiger
Bestimmungen. Dies betrifft an dieser Stelle
insbesondere die Zustimmung bzw.
Genehmigung der zuständigen
Straßenbaubehörde zur Errichtung baulicher
Anlagen. Bei jedweden Vorhaben in den in
Rede stehenden Bereichen wird daher
zunächst eine Zustimmung bzw.
Genehmigung bei der zuständigen
Straßenbaubehörde eingeholt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans zur
Zulässigkeit von Anlagen außerhalb der
überbaubaren Grundstücksflächen werden



Bebauungsplan „Naulott-Guckinsland“, V. Änderung Seite 21 von 25
Abwägung, Satzungsbeschluss 19.05.2016

dahin gehend konkretisiert, dass diese in
einer Entfernung von bis zu 20 m zur
Bundesstraße nur bei
Ausnahmegenehmigung der zuständigen
Straßenbaubehörde genehmigungsfähig
sind.

Die Hinweise des Bebauungsplans werden
bzgl. der Zulässigkeit baulicher Anlagen im
Abstand von bis zu 40 m entlang der
Bundesstraße ergänzt.

Zu 17.:
Zur Gewährleistung der Berücksichtigung
der schalltechnischen bzw. immis-
sionsschutzrechtlichen Belange wurde ein
schalltechnisches Gutachten erstellt, wel-
ches Anlage zur Begründung und somit Be-
standteil des Bebauungsplans ist. Aus den
Erkenntnissen des Gutachtens wurden
Festsetzungen Umgang mit dem
Straßenverkehrslärm abgeleitet und
entsprechend im Bebauungsplan getroffen.
Diese Festsetzungen werden als hinreichend
erachtet, um die schalltechnischen bzw.
immissionsschutzrechtlichen Belange in
Bezug auf den Verkehrslärm im
Bebauungsplan zu regeln. Von der
Möglichkeit stringentere Festsetzungen zu
treffen wird nicht Gebrauch gemacht. Dem
Gutachten lag eine Prognose der
Verkehrszahlen im Bereich des
Knotenpunkts bis zum Jahr 2025 zu Grunde.
Folglich entsprechen die Grundlagen des
Gutachtens den aus heutiger Sicht
abschätzbaren Parametern.
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Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

7. Vermessungs- und Katasteramt Rheinpfalz, Landau
(Schreiben vom 29.03.2016)

[…]

[…]

Die Stellungnahme wird begrüßt. Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.
Änderungen der
Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich.
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Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange

Kommentierung Beschlussvorschlag

8. Struktur und Genehmigungsdirektion Süd, Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und
Bodenschutz, Neustadt an der Weinstraße
(Schreiben vom 28.04.2016)

[…]

[…]

Zu A.:
Die Ableitung des Schmutzwassers im
Plangebiet erfolgt grundsätzlich über die
öffentliche Kanalisation zur Kläranlage.
Das positive Abstimmungsergebnis zur
Niederschlagswasserbewirtschaftung vom
15.02.2016 wird begrüßt. Festsetzungen
über die bereits im Bebauungsplan
festgesetzten Vorgaben des
Wasserhaushaltsgesetzes hinaus werden
diesbezüglich jedoch nicht getroffen. So
kann die
Niederschlagswasserbewirtschaftung in
verbindlicher Form in nachfolgenden
Genehmigungsverfahren konkretisiert
werden und bietet potentiellen Bauherren
hierbei grundsätzlich Spielräume im
Rahmen der fachspezifischen Gesetze und
Vorgaben. Die obere Wasserbehörde wird
dabei möglichst frühzeitig beteiligt.

Zu B:
Im Bebauungsplan ist bereits ein Hinweis
bzgl. der Lage des Plangebiets in der
geplanten Zone IIIb des
Wasserschutzgebiets Ordenswald
enthalten. Darin wird auf die aus der
künftigen Rechtsverordnung
hervorgehenden Beschränkungen,
Erfordernisse usw. verwiesen.

Zu C:
Sofern sich im Plangebiet Hinweise auf
Altablagerungen, Altstandorte,

Die Stellungnahme wird zur
Kenntnis genommen.
Änderungen der
Festsetzungen des
Bebauungsplans sind nicht
erforderlich. In den
Bebauungsplan wird ein
entsprechender Hinweis
übernommen.
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Verdachtsflächen oder schädliche
Bodenveränderungen ergeben, wird die
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd
– Regionalstelle Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft und Bodenschutz
informiert. Ein entsprechender Hinweis wird
in den Bebauungsplan übernommen.

Anlagen:

1. Creos Deutschland GmbH: Bestandsplan HD-Gasleitungen,
2. Creos Deutschland GmbH: Anweisung zum Schutz von Gashochdruckleitungen,
3. Deutsche Telekom Technik GmbH: Trassenauskunft Kabel.


